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Der DJV-NRW bedankt sich für die Möglichkeit, zum Antrag der FDP Stellung zu neh-

men.  

Der DJV-NRW ist Gewerkschaft und Berufsverband der Journalistinnen und Journa-

listen, er vertritt die beruflichen, rechtlichen und sozialen Interessen von mehr als 

5000 hauptberuflich tätigen Journalistinnen und Journalisten in NRW. Hierzu zählen 

festangestellte und freie Journalistinnen und Journalisten aller Medienbereiche. 

Der DJV-NRW ist Teil des Deutschen Journalisten-Verbandes (DJV), der mit rund 

25.000 Mitgliedern die größte Journalismus-Organisation in Deutschland ist. Der DJV 

hat sich bereits umfassend in die Diskussionen zur KI eingebracht. 

 

 

1. Grundsätzliche Bewertung 

Der DJV-NRW begrüßt, dass der Antrag die wirtschaftliche und rechtliche Gefährdung 

journalistischer Arbeit durch generative KI klar benennt. Die beschriebenen konkreten 

Probleme – Nutzung journalistischer Inhalte ohne Vergütung und Reichweitenverluste 

durch KI – sind aus Sicht des DJV-NRW eine existenzielle Bedrohung für unabhängi-

gen Journalismus.  

Der DJV-NRW unterstützt daher ausdrücklich das Ziel, Urheberrechte im digitalen 

Raum zu stärken, Transparenzpflichten einzuführen und eine faire Vergütung für die 

Nutzung journalistischer Inhalte durch KI‑Dienste sicherzustellen. 

Neben der Entdeckung der vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten von KI gilt es, stets 

die Auswirkungen auf unsere Gesellschaft sowie den journalistischen Berufsstand im 

Blick zubehalten. Denn klar ist: Der Einsatz Künstlicher Intelligenz im Bereich des 

Journalismus hat das Potenzial, sich auf die Meinungs- und Willensbildung und damit 

auf Staat und Gesellschaft auszuwirken. Er wird zudem tiefgreifende Folgen für die 

Arbeit von Journalistinnen und Journalisten haben. Aus diesem Grund bedarf der Ein-

satz Künstlicher Intelligenz im Journalismus unbedingt Leitplanken, damit er die frei-

heitliche Demokratie sowie den journalistischen Berufsstand nicht gefährdet. 

Journalistinnen und Journalisten müssen vor der unkontrollierten Ausnutzung ihrer 

Arbeit durch KI-Anwendungen geschützt werden. Journalistische Inhalte – seien es 

Texte, Bilder oder Videos – bilden zum großen Teil die Datengrundlage für KI-

Anwendungen. Bislang werden Journalistinnen und Journalisten aber nur in den sel-

tensten Fällen nach ihrem Einverständnis gefragt oder finanziell beteiligt. Dies muss 

sich schnellstens ändern.  

Schließlich muss der Einsatz Künstlicher Intelligenz stets gekennzeichnet werden, da-

mit Bürgerinnen und Bürger die Quelle erkennen und den Nutzen des Inhalts für ihre 

Meinungsbildung einordnen können. 
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2. Zustimmung zu vielen Forderungen des Antrags 

a) Lizenzpflicht für KI‑Training und KI‑Generierung 

Der DJV teilt die Einschätzung, dass KI‑Systeme nur dann auf urheberrechtlich ge-

schützte Inhalte zugreifen dürfen, wenn eine klare, vorherige und vergütete Lizen-

sierung vorliegt. Die unautorisierte Nutzung journalistischer Werke durch 

KI‑Unternehmen widerspricht dem Grundgedanken des Urheberrechts. Der DJV 

fordert dies seit Langem.  

KI-Anwendungen sind auf vorhandene Daten und Inhalte angewiesen, von denen sie 

lernen und mithilfe derer sie sich weiterentwickeln können. KI-Anwendungen 

durchforsten mittels Text- und Data-Mining-Technologien Unmengen an vorhande-

nen Inhalten, in aller Regel ohne zuvor die Einwilligung der Urheberinnen oder Ur-

heber eingeholt oder hierfür eine angemessene Vergütung bezahlt zu haben. Im 

Anschluss nutzt und vermarktet die Künstliche Intelligenz die fremden Inhalte oder 

Teile hiervon in eigenem Namen. Im Ergebnis werden Journalistinnen und Journa-

listen, die die Inhalte ursprünglich angefertigt haben, zu unbezahlten Lieferant:in-

nen von Rohdaten für die KI-Systeme.  

 

b) Vergütungspflicht nach dem Vorbild des Presseleistungsschutzrechts 

Der DJV unterstützt die Forderung nach einer gesetzlichen Vergütungspflicht für 

die Nutzung journalistischer Inhalte durch KI‑Dienste. Dies entspricht der 

DJV‑Position, wonach journalistische Arbeit nicht unentgeltlich verwertet werden 

darf. 

Eine pauschale Vergütung nach dem Vorbild des Presseleistungsschutzrechtes ist 

dazu nicht geeignet. Leistungsschutzrechte bezwecken grundsätzlich nicht den 

Schutz einer persönlichen geistigen Schöpfung, sondern den Schutz einer organi-

satorisch-wirtschaftlichen Leistung. Kurz: Leistungsschutzrechte schützen Investi-

tionen und nicht persönlich geistige Schöpfungen. KI-Systeme können jedoch nach 

Eingabe entsprechender Prompts gerade den (Schreib-)Stil, die Stimme und das 

körperliche Erscheinungsbild von Urhebern imitieren. Dies sind Schutzgüter des 

(Urheber-) Persönlichkeitsrechts und keine organisatorisch-wirtschaftliche Leis-

tung. 

Aus Sicht des DJV sollte der Fokus auf die Erzielung einer angemessenen Vergü-

tung für Urheber gerichtet werden. Es sollten Bedingungen geschaffen werden, un-

ter denen eine kollektive Lizenzierung stattfinden kann, weil nur so journalistische 

Urheber:innen ausreichend geschützt sind. Schutz und angemessene Vergütung 

müssen zusammengedacht werden, weil KI-Entwickler ohne einen ausreichenden 

Urheberrechtsschutz nicht in Verhandlungen über eine Lizenzierung und Vergü-

tung eintreten würden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Urheber:innen keine ei-

genen Ressourcen haben, um individuelle Lizenzverträge mit KI‑Anbietenden ver-

handeln zu können. 
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Die Fokussierung des FDP-Antrags auf das Leistungsschutzrecht benachteilgt Ur-

heber:innen zulasten von Verlagen. Der DJV weist darauf hin, dass 

• Urheberrechte originär bei den Journalistinnen und Journalisten liegen, 

• sie eigene Vergütungsansprüche für die KI‑Nutzung behalten müssen, die 

kollektiv durch Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden können, 

• die Vergütung für das KI-Training über (EU-rechtlich angepasste) kollektive 

erweiterte Lizenzen der Verwertungsgesellschaften durchgesetzt werden 

sollte, 

• dazu allerdings die Text und Data Mining-Schranke im Sinne der Urheber so 

klargestellt werden muss, dass sie auf KI-Training nicht anwendbar ist, und 

auf EU-Ebene angepasste Regelungen zur Beweislast nötig sind, 

• die Vergütung für den Output (die Generierung) durch einen gesetzlichen 

Vergütungsanspruch erfolgen sollte  

 

c) Transparenz- und Kennzeichnungspflichten 

Der DJV fordert seit längerem, dass KI‑Anbietende offenlegen müssen, welche 

Quellen sie nutzen, wie Inhalte verarbeitet werden und ob journalistische Werke 

Grundlage der generierten Antworten sind. Der Antrag greift diese Forderung auf. 

Transparenz ist Voraussetzung dafür, dass Urheberrechtsverletzungen und Vergü-

tungsansprüche erkannt und geltend gemacht werden können. 

 

4. Schlussbewertung 

Der DJV sieht im Antrag der FDP einen wichtigen und richtigen Impuls, um die wirt-

schaftliche Grundlage des Qualitätsjournalismus im Zeitalter generativer KI zu si-

chern. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen entsprechen in Teilen Punkten der langjährigen For-

derungen des DJV. Gleichzeitig fordert der DJV, dass die Rechte der Journalistinnen 

und Journalisten nicht hinter Verlagsinteressen zurücktreten, sondern gleichberech-

tigt und verbindlich berücksichtigt werden.  

Hilfreicher als die im Antrag geforderte Vergütung nach dem Vorbild des Presseleis-

tungsschutzrechtes wäre eine kollektive vergütungspflichtige Lizensierung, die über 

die Verwertungsgessellschaften erfolgt. 

 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Volkmar Kah 

-Geschäftsführer-  


